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hg Int: 


gur Frage, inwiefern die Armen einer Gemeinde für ihre 
Kategorie ein Rechterſiten können. 
Mittheilungen aus ber Prapis: 

Die Gemeinde iſt auch un Folle eines Veſiheeſtreiles berechtigt, Vorkehrungen 
zu treffen, daß die Benützung „öffentlichen Gutes“ nicht beirrt werde. 

Zur Beleuchtung des Momentes des „Verfchuldens® in der Frage der Kon 
mifſionskoſten-Verglltung. 

Gegenüber der einer Uebertretung (Forſiſtevel) nicht ſchuldig erkannten Partei 
{ft die politiſche Behörde auch nicht berechtigt, die Verweiſung der Erſaß⸗ 
anfprüche des Gegners auf den Civilrechtsweg im Erkenntniſſe auszu⸗ 
ſprechen. 

Eigenmüchtiger Bezug ſchon gefällten Holzes Seitens eingeforſieter Gerbituts: 
berechtigter iſt als Diebſlohl anzuſehen. 

Literatur, 
Verord ungen. 
Perſonalien. 
Erlebigungen. 


Bur Frage, inwiefern die Armen einer Gemeinde 
für ihre Kategorie ein Necht erſitzen Können. *) 
Bon der Gemeinde 8. wurde für ihre ärmeren Ortsbürger eine 

auf zwei Tage in der Woche befchränkte Leſeholzgerechtigkeit in dell 

Waldungen der F. Standesherrſchaft L. W. F. in Anſpruch genommen, 

wahrend die Standesherrſchaſt das Holzleſen nur als ein Almoſen 

geſtatten wollte und die Möglichkeit der Erwerbung eines Rechles 
beftritt, weil es an einem gewiſſen Merkmale des berechtigten Sub⸗ 
jectes fehle. Denn die Klägerin trete Namens der armen Eine 
wohner auf und erkenne an, daß den Nichtormen das Recht nicht zur 
ſtehe, es ſei daher die Armuth das weſentliche Merkmal des berech⸗ 
tigten Sub jectes. Sofern aber die Armuth ein äußerlich erkennbares 
allgemeines Merkmal nicht habe und bel jedem Individuum feiner 

Natur nach kein bleibender Zuſtaud ſei, ſondern je nach Umſtänden 

die Subiöfduen beherrſche, die Armen einer Gemeinde ſomit keine für 

Dritte erkennbare Claffe von Gemeludeangehörigen bilden, fo haben 

ſie auch als ſolche kein Recht für ihre Kategorie erwerben oder erhalten 

konnen. Dieſer Einwand wunde fedoch nicht für gegründet erkanut 
und befagen hierüber die oberſtrichterlichen Entſcheidungsgründe: 
Durch die Ausſagen der vernommenen Zeugen ift dargethan, daß 

vor dem Jahre 1863, weun auch nicht ſammtliche Bürger von L. 

ohne Unterſchied dez Vermögens, fo doch die Armen mehr als 30 

Jahre lang das Leſeholz in den Wäldern der Beklagten offen und 

ungefiört in der Meinung und Abſicht geſammelt haben, ein ihnen 

als Bürgern von L. zuſtehendes Recht auszuüben durch dieſen ſortge⸗ 


„ Ans Kübel und Sarwey „Württembergiſches Archive, 18. Bd., 
1. Abth. 1870. 


ſetzten Beſitz, für deſſen angebliche Fehlerhaftigkeit die Beklagte Be⸗ 
weis nicht einmal angetreten hat, iſt die fragliche Gerechtigkeit für 
ſämmtliche Bürger, auch die künftig lebenden, welche ſich im Zuſtaude 
der Armuth befinden, in genügender Weiſe erworben worden. Die 
fihern Merkmale für die Berechtigung des Einzeluen find: einerfeits 
und hauptſächlich die Geineindeangehörigkeit, und andererſelts die Armuth. 
Daß der letztere Zuſtand feiner Natur nach weder von bleibender 
Dauer, noch auf beſtimmte Individuen beſchränkt iſt, iſt gleichgiltig. 
Zur Ausübung der Gerechtigkeit erſcheinen eben die faͤmmtlichen Bürger 
der Gemeinde als befugt, wenn und inſolange ſie in dem fraglichen 
Zuſtand ſich befinden. Nicht minder gleichgiltig iſt es, daß der Zuſtand 
der Armuth in der Regel nicht ſofort für gedermann erkennbar iſt. 
Denn abgeſehen davon, daß bei dem verhältnißmäßig geringen Werthe 
der Nutzung für den Einzelnen anzunehmen iſt, es werden bon dere 
ſelben in der That nur Diejenigen Gebrauch machen, welche durch 
ihre Armuth hiezu bewogen werden, jo genügt es, daß der Zuſtand 
der Armnuth, wie jeder andere ſactiſche Zuſtand ſich ermitteln laßt. 
Will der Beklagte einem einzelnen Bürger, der von der Nutzung 
Gebrauch macht, feine Berechtigung hiezu wegen mangelnder Armuth 
beſtreiten, ſo hat über das Daſein dieſer Vorausſetzung der Richter 
zu entſcheiden. 
— — 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Die Gemeinde iſt auch in Falle eines Beſitzesſtreites berechtigt, Vyrkeh⸗ 
rungen zu treffen, daz die Benützung „öffeuflichen Gutes“ nicht beirrt 
werde. 


Sue M. wurde bei der Arbeit, den Uferdamm des Meeres (be⸗ 
hufs Bequemlichkeit für kleinere landende Schiffe) mit einer trockenen 
Mauer zu umzäumen, von Simon E. und deffen Eheweib geſtört, 
und wurde von denſelben die theilweiſe ausgeführte Mauer unter 
Drohungen niedergerſſſen. Jue M. trat bei der Gemeinde S. gegen 
Simon E. klagbar auf, behauptete, daß der von ihm beuützte Uſer⸗ 
damm Gemeindeeigenthum fei und berief ſich dießfalls auf die Aus⸗ 
fagen des Capopilla und von vier Dorfälteften. Sein Begehren ging 
dahin, daß dem E. aufgetragen werde, den Kläger bei dem Baue der 
fraglichen Mauer nicht mehr zu ſtören, und die ungehinderte Benützung 
des Uferdammes von Seite des M. und der übrigen Gemeindeinſaffen 
zu geſtatten. Die Ausſagen der vom Kläger eingeführten Zeugen 
ſtimmten darin überein, daß der Uferdamm jederzeit als Gemeinde⸗ 
eigenthum gegolten habe, worauf die Gemeinde S. dem Simon E. 
auftrug, die Arbeit der Mauer nicht zu ſtören, vielmehr die Uferſtelle 
in dem freien und ausſchließlichen Gebrauche der Dörflinge von K. 
zu belaffen. 

Dieſer Jutimatjon wurde jedoch von E. ſofort entgegengehalten, 
daß die ſtreitige Uferſtelle ſein Eigenthum fei, welches er von ſeinem 
Vorfahren ererbt habe, er könne daher dieſes Eigenthumsrecht nicht 
aufgeben, und es mögen die Dörflinge mit dem Kläger M. ihre ver⸗ 
| meintligen Rechtsanſprüche im ordentlichen Gerichtswwege geltend machen. 
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Die Gemeinde S. blieb dennoch bei der erwähnten Intimation, 
welche überbieß mittelſt eiues Derretes des Gemeindenorſtandes an E. 
Ausdruck fand, und worin ſich nicht nur auf die Zeugenausſagen be⸗ 
rufen wurde, laut welchen die ſtreitige Uferſtelle Gemeindeeigenthum 
iſt, ſondern auch darauf hingewieſen wurde, daß es keinem Privaten 
geſtattet ſei, fi Meeresufer anzueignen, 

Gegen dieſe Entſcheidung rerurrirte E. bei der beſtandeuen Prätur 
in S. (als politiſche Behörde) mit der Einwendung der Incompetenz 
der Geineinde S. 

Inzwiſchen hakte ſich M. an das Haſen⸗ und Seeſanitätsamt in 
S. gewendet, damit im commiffionellen Wege die Zugehörigkeit des frag⸗ 
lichen Uſerdammes erhoben und fichergeſtellt werde, nachdem ihm am 
Vorabende, als er dort mit einem kleinen Schiffe, um Getreide abzu⸗ 
laden, gelaudet war, von E. auf das Energiſchſte bedeutet worden ſei, 
ſich ja nicht mehr dort blicken zu laſfen unter Androhung der Zer⸗ 
trümmerung des Schiffleins. Nach dem von einer Commifſton, beſte⸗ 
hend aus den Hafen: und Seeſanitätsagenten in S., dem Copovllla 
und zwel Dorfälteſten, dann dem Kläger M. und Geklagten E. an 
Ort und Stelle aufgenommenen Protocolle ergab ſich, daß der frag⸗ 
liche Uferdamm noch zur Zeit der venetianſſchen Herrſchaft errichtet 
wurde, und Jedem als ein öffentliches Gut zugänglich fei. Simon E. 
blleb bei feinen früheren Elgenthumsanfprüchen, erklärte jedoch, kein 
bezuͤgliches Document zu befigen. Hierauf wurde dem E. vom Hafen» 
ageuten angeordnet, jede Opposition gegen die Dörflinge in Abſicht 
auf die Benützung des fraglichen Uferdammes aufzugeben mit Hinmeis 
auf den Umſtand, daß Meeresufer, Uferdämme, Meeresbuſen u. f. w. 
nach den beſtehenden Geſetzen als ein öffentliches Gut gelten, deſſen 
Benützung Jedermann geſiattet iſt. Das Hafen⸗ und Seefanſtätsamt 
in S. übermittelte zugleich die aufgenommenen Acten der dortigen 
Bezirkshauptmannſchaft mit dem Erſuchen um Mitwirkung zur Ferne⸗ 
haltung jeder Oppofition von Seite des E. 

Mit der Eutſcheldung der Bezirkchauptmaunſchaft S. wurde das 
Erleunkniß der Gemeinde S. mit Berufung auf §. 287 a. b. G.⸗B., 
auf die Erhebungen des Hafen- und Seeſanttätsamtes in S., ſowie 
mit den Bedeuten beftätigt, das hiernach von Seite des E. keine Neues 
rung (Uinfriedung eines Meeresgrundes) an diefen Uferſtellen vorge⸗ 
nommen werden darf. 

Auf den gegen dieſe Entſcheidung von E, eingebrachten Recurs 
wurde Letzterem von der Statthalterei Folge gegeben und mit Rück— 
ſicht auf die 69. 19, 339 und 344 a, b. G.⸗B., dann auf 5. 26 
der a. h. Entſchlleßung vom 14. September 1852, R. G. B. 1853 
Nr. 10 (wornach der politiſchen Behörde in Beſitzſtörungsfällen nur 
inſoferne ein Verfügungsrecht zuſteht, als es ſich um die Aufrechthal⸗ 
tung der öffentlichen Ruhe und Ordnung handelt), die Entſcheldung 
der Bezirkshauptmannſchaft S. aufgehoben und die ſtreiteuden Theile 
augewleſen, ihre vermeintlichen Rechte im ordentlichen Gerſchtswege 
geltend zu machen. 

Gegen dieſe Statthalterei⸗Entſcheidung wurde nunmehr von den 
Dörflingen von R. der Miniſterial⸗Rerurs eingebracht, worin fie für 
die Competenz der politiſchen Behörden in derlei Angelegenheiten 
ſprachen, inſoferne es fich ſpectell um ein Meeresufer und um die 
Aufrechthaltung des letzten, ungeftörten Befitzſtandes handelt. 

Das Minifterium des Innern entſchied unterm 9. Juli 1870, 
Z. 9580: „Nachdem bezüglich des Landungsplatzes in der Ortſchaft K. 
ſowohl von Seite der Gemeinde S. als des Simon E. Eigenthums⸗ 
anſprüche erhoben werden, und es ſich hiebei um ein nach 8. 287 
a, b. G.⸗B. als öffentliches Gut zu betrachtendes Object handelt, 
deſſen ausſchließliche Zueignung Niemand geſtattet iſt, wird die Ent⸗ 
ſcheidung der Statthalterei, infoferne mit derſelben die ſtreitenden 
Theile bezüglich ihrer Anſprüche auf den Rechtsweg verwieſen wurden, 
beſtätiget und dein gegen dieſelbe vorliegenden Recurſe der Ortſchaft 
K. keine Folge gegeben.“ 

„Inſoferne jedoch mit der Verordnung des Gemeindevorſtandes 
von S. dem Simon E. nur aufgetragen wurde, die übrigen Bewohner 
der Ortſchaft K. in der freien Benützung der fraglichen Meeresufer⸗ 
ſtrecke nicht zu beirren, war die Gemeinde hiezu nach 8. 30, Z. 2) 
der Gemeinde⸗Orduung für Dalmatien im ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreiſe berechtigt und ſelbſt verpflichtet, es kann daher im dieſer Be⸗ 
ziehung die erwähnte Anordnung, welche auch in der bezirkshauptmann⸗ 
schaftlichen Eutſchedung über den don Simon E, eingebrachten Recurs 
als ungefetzlich nicht erkannt worden iſt, durch die Entſcheldung der 
Statthalterei nicht gehemmt werden.“ W. 


) Eniſpricht P. 2 des Wirküngskretſes ber Gemeinde noch dem Ark. v 
des Gemeinde- Gründgeſebes vom 5. März 1862. 


Zur Beleuchtung des Momentes des „Berſchuldens« in der Frage der 
Cumnifflousfoſteu⸗Vergütung. 


Die Domäne K. hat durch ihren Verkreter Beſchwerde geführt, 
daß Joſef S. den Lauf eines Baches auf feinem Wieſengrunde eigen⸗ 
mächtig zum Nachtheile der genannten Domäne geändert habe, und 
gleichzeitig um die Vornahme einer commiſſinellen Erhebung angeſucht. 
Letztere wurde von Seite der Bezirkshauptmannſchaft in B. unter 
Beiziehung eines k. k. Ingenieurs gepflogen und hierbei kouſtatirt, daß 
eine, wenn auch nicht bedeutende Aenderung des Bachlaufes auf der 
Wieſe des S. eigenmachtſg vorgenommen worden ſei, und daß Biere 
durch der Domäne K. ein Schade erwachſen könne. S. erklärte bei 
der Commiſſton, daß nicht er, ſondern der Pächter feiner Wieſe den Waſſer⸗ 
lauf des Baches ohne ſeine Zuſtimmung geändert habe, verpflichtete 
ſich jedoch, den früheren Stand herzuſtellen. 

Die Bezirkshauptmannſchaft B. hat mit ihrem Erkeuntniſſe 
wegen Uebertretung der Mühlorduung gemäß 8. 20 den Joſef S. zu 
einer Geldſtrafe von 10 fl. verurtheilt, deiujelben die Wiederherſtellung 
des früheren Standes aubefohlen und aufgetragen, dem Kläger die 
Commiſſtonskoſten zu erfetzen. Ueber den Recurs des S. hat die Statthal⸗ 
lerei das Erkenntniß der Bezirkshauptmannſchaft, ſoweit ſich ein ſol⸗ 
ches auf die Geldſtrafe und die Wiederherſtellung des früheren Stans 
des bezieht, beftätigt, weil die eigemmachtige Abänderung des Bachlaufes 
konſtatirt fei, und der Recurrent als Eigenthümer des Grundes hiefür 
jedenfalls verantwortlich bleibe. 

Den Abſpruch wegen der Commiſſionskoſten hat dle Statthalterei aber 
dahln abgeändert, daß gemäß $. 24 der Minſſterlal⸗Verorduung vom 
3. Juli 1854 dieſe Koſten, unbeſchadet des allfälltgen Anſpruches auf 
Nüderfolg an die Gegenpartel von den Anwalt der Herrſchaſt K. zu 
tragen find, weil dieſer durch fein Einſchreiten zu der fraglichen coms 
miſflonellen Erhebung den Anlaß gab. 

Gegen letzteren abänderuden Ausſpruch der Statthalterei recur⸗ 
rirte der Vertreter der Herrſchaft, indem er geltend machte, daß es 
nach der Statthaltereſ⸗Enkſcheidung unklar fei, ob er den Anſpruch auf 
den Erfatz der Eommifſtonskoſten bei der pofitifchen Behörde oder beim Ginife 
richter geltend machen folle. Im letzteren Falle hätte ihn die Statt⸗ 
halterei ausdrücklich auf den Rechtsweg verweilen ſollen. Recuxrent 
glaubt, daß, wenn die politiſche Behörde in der Hauptſache entfcheibet, 
fie auch bezüglich der Commiſſtonskoſten zur Entſcheidung berufen ſel, und 
erſuchte, daß das Miniſterlum den angefochtenen Ausſpruch der Stakt⸗ 
halterei beheben, und den abgeänderten Ausſpruch der Bezirkshaupt⸗ 
maunſchaft beſlätigen wolle. 

Hierüber unn entſchied das Minſſterlum des Innern den 20. Mai 
1870, 3. 7327, in folgender Weiſe: 

„Dem vom Auwalte der Domäne K. eingebrachten Miulſterial⸗ 
Recurfe gegen den in der Statthalterei-Entſcheidung enthaltenen Ausspruch, 
demgemäß der Recurrent verpflichtet wurde, die aus Anlaß der Loral⸗ 
erhebung zu M. erwachſenen Commiſſionskoſten, unbeſchadet des allfälligen 
Anſpruches auf Rückerſatz an die Gegenpartel, zu tragen, wird Folge 
gegeben, und unter Behebung dieſes Ausſpruches erkannt, es obllege 
dem Joſef S. die fraglichen Commiſſionskoſten an die Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaft zu berichtigen, weil derfelbe in J. und II. Inſtanz der Ueber⸗ 
tretung der Mühlordnung durch eigenmächtige Aenderung eines Waſſer⸗ 
gerinnes für ſchuldig erkannt wurde, dieſes Erkenntuiß vechtskräftig iſt, 
und ſomit als außer allem Zweifel ſtehend angenommen werden muß, 
daß derſelbe die Vornahme der Commifſion durch fein Verſchulden veran⸗ 
laßt habe, und well auch der Wortlaut des 8. 24 der Minifteriale 
Verordnung vom 3. Juli 1854, demgemäß Commiſſionskoſten „in der 
Regel“ von der einſchreitenden Partei zu tragen ſind, nicht im Wege ſteht, 
in jenen Fälleu, wo die Gegenpartei die Vornahme der Commiſſton durch 
ihr Verſchulden veranlaßt hat, dieſer die Berichtigung der Koſten auf⸗ 
zutragen. 

Nachdem Joſef S. aber behauptet, die eigenmächtige Aenderung 
des Waffergerinnes auf feiner Wieſe fei von feinem Wleſenpachter 
Wenzl B. vorgenommen worden, fo wird es demſelben freigeſtellt, 
feinen allfälligen Anſpruch auf Rückerſatz dieſer Commiſſionskoſten gegen 
den genannten Pächter im Rechtswege geltend zu machen.“ Km. 


Gegenüber der einer Uebertretung (Forftfrevel) nicht ſchuldig erkannten 

Partei it die politiſche Behörde nuch nicht brrechtigt, die Verweiſung 

der Erſatzanſprüche des Gegners auf den Cibilrechtsweg iin Erkenutleiſſe 
auszuſprechen. 

Maria A. wurde von der fürſtl. R. Forſtverwaltung beſchuldigt, 

in eine in Schonung gelegte Waldparzelle Vieh zur Weide eingetrieben 
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zu haben. Die Forftverwaltung begehrte die Beſtrafung der Maria A. 
und Verurtheilung derſelben zum Waldſchadenerſatze im Betrage von 
lie fi 
Bei der Strafverhandlung ſtellte ſich heraus, daß die Maria A. 
von dieſem unbefugten Eintriehe ihres Viehes keine Kenntuiß hatte, 
und die Schuld un dieſer Forſtübertretung lediglich ihrem Hirten zur 
Laſt falle. 

In erſter Inſtanz wurde der Hirte Johanu W. der Uebertretung 
des Forſtgeſetzes nach 8. 60 ſchuldig erkanut und nach 8. 62 zu 
einer 48ſtündigen Arreſtſtraſe und zum Erſatze der Strafvollzugskoſten 
verurtheilt. 

Ueber den von der fürſtlich R. Forſtverwaltung geſtellten Schaden⸗ 
erſatzanſpruch enthielt das Strafurthell keinen Ausſpruch. 

Die Forftverwaltung recurrirte deßhalb an die zweite Inſtanz, 
und wiederholte den in erſter Inſtanz vorgebrachten Auſpruch der 
Schadenerſatzleiſtung an die Maria A. 

Die Landesregierung erkannte: Der Viehhirt Johann W. ſei zur 
Erſatzleiſtung an die fürſtl. R. Forſtverwaltung gehalten, dagegen 
werde die Forſtverwalkung mit ihren gegen die Maria A. erhobenen 
Erſatzanſprüchen auf den Cipilrechtsweg verwieſen. 

Im Miniſterſalrecurſe begehrte die Maria A. die Behebung 
dieſes letzteren Ausſpruches, wodurch der Beſtand dieſes Entſchädi⸗ 
gungsanſpruches gewiſſermaßen anerkannt fei, was nur einem Schul⸗ 
digen, nicht aber einem Schuldloſen gegenüber ſtattfinde. 

Das Mintſterlum des Innern gab unterm 7. Sept. 1870, 3. 10787, 
dem Recurſe Folge und behob den in der Eutfcheldung der zmeiten 
Inſtanz enthaltenen Ausſpruch, durch welchen die von der fürftlich R. 
Forſtverwaltung gegen die Beſchwerdeführerin erhobenen Entſchädigungs⸗ 
anfprüdhe wegen Forſtfrevel auf den Rechtsweg verwieſen wurden, 
„well die Darin A. des betreffenden Forſtfrevels nicht ſchuldig er⸗ 
kannt, ſohln die Strafbehörde auch nicht berufen war, ſich in Betreff 
der von dieſer Perſon verlangten Schadenerſatzlelſtung in irgend einen 
Ausſpruch einzulaſfen.“ A. J. 


Eigen mächtiger Bezug fun gefäfften Holzes Seitens eingeforſteter Ser 
vitutsberechtigter iſt als Diebitayl anzuſehen. 


Die Inſaſſen A. und B. wurden von der Forſtverwaltung der 
politiſch ſequeſtrirten Weißeuſelſer Waldungen beſchuldigt, in einer 
ſequeſtrirten Parzelle, in welcher den Inſaſſen Servikuts rechte zuſtehen, 
eigenmächtig eine Parthle Holz gefällt and bezogen zu haben. 

Bei der Verhandlung deponirte der Forſtwart, daß er die Ber 
ſchuldigten bei der Ausfuhr des fraglichen Holzes betreten habe, daß 
aber bieje Forſtproducke ſchon im Monate Jul 1867 durch unbekannte 
Thäter geſchlägert, von der Forſtverwaltung aber confideirt und mit! 
dem Frevelhammer geſtempelt worden ſelen. Von wen dieſes Holz 
geſchlägert worden war, vermochte die Forſtverwaltung nicht anzugeben 
und die beſchuldigten Inſaſfen leugneten jede Thaͤterſchaft an der 
Schlägerung. In erſter und zweiter Inſtanz wurden diefe Inſaſſeu 
des Forſtfrevels ſchuldig erkannt und unter Ertheilung eines Vers 
weiſes zum Schadeuerſatze verurtheilt, wobei im Siune des 8. 3 lt. a 
der Beilage D zum Forfigefege die doppelten Preiſe in Anwendung 
gebracht wurden. 

Die Inſaſſen recurrirten in Betreff der Verurthellung zum 
Schadenerſatze on das Miniſterium des Innern, und begehrten die 
Verweifung der Schadenerſatzanſprüche der Forſtverwaltung auf den 
Civilrechtsweg. 

Das Miniſterlum des Innern hat mit Entſcheidung vom 7. Sept. 
1870, 3. 12861, erkanut: Die Beſchwerden der Recurrenten gegen 
die Höhe der denfelben auferlegten Schadenerſätze wären nicht unbe⸗ 
gründet, weil dieſe Inſaſſen nicht verhalten werden könnten, die nach 
8. 3 Abſ. 3. lit. a der Beilage D zum Forſtgeſetze berechneten dop⸗ 
pelten Preiſe zu bezahlen, indem nicht erimiefen fei, daß die Beſchwerde⸗ 
führer Diejeuigen waren, welche in den bezeichneten Waldparzellen 
durch die als ſchonungslos bezeichnete Schlägerung mehr als eine 
lichte Stellung verurſacht haben. 

Die Beſchwerdeführer haben aber bereits gefälltes Holz wider⸗ 
rechtlich aus den Waldungen bezogen und wären, eine Uebertretung 
des Forſtgeſetzes vorausgeſetzt, nur die einfachen Preiſe zu bezahlen 
ſchuldig. Allein dieſe widerrechtliche Aneignung von bereits gefülltem 
und forſtamtlich confiscirtem Holze ſtelle ſich aber überhaupt nicht 
als eine Ueberlretung des Forſtgeſetzes dar und zwar weder als eine 
Uebertretung der Eingeforſteten im Sinne“ der 88. 9— 18 des Forſt⸗ 


geſetzes, woch weniger aber als eine in den 88. 60 62 desfelben 
Geſetzes als „Forſtfrevel“ erklärte Handlung. 95 8 
haben ſich ohne ſorſtliche Bewilligung durch irgend Jemanden gefülltes, 
daher von den Forſtorganen confiscirtes und mit dem Frevelhammer 
geſtempeltes, Holz zu ihrem Vortüeile. bezlehungsweiſe zum Nuchtheife 
der Waldbefitzer und der übrigen Elngeforſteten, zugeeignet. Dieſe 
Handlung trägt objectiv alle Merkmale des Diebſtaßlsbegriffes im 
Sinne des §. 171 des St. G. an ſich, woher es ganz gleichgiltig 
erſcheint, ob die Thater eingeforſtete Sernitutsberechtigte ſeien oder 
nicht, weil es eben thatſächlich ift, daß die Infaſſen A. und B. nicht 
in Ausübung ihres Holzungsrechtes die fragliche Handlung begangen, 
fondern eine von einem Dritten, der Sequeſtrationsderwaltung, speciell 
in Beſitz genommene und als ſolche bezeichnete Sache ſich angeeignet, 
ſich alſo einer unter die Beſtimmungen des Strafgeſetzes fallenden 
Entwendung ſchuldig gemacht haben. 

Aus dieſen Gründen ſtellte das Miniſterium des Innern die 
Verhandlung der Landesreglerung in L. mit der Aufforderung zurück, 
mit dem Oberlandesgerichte im Sinne des §. 21 der Verordnung vom 
2. Mai 1858, R. G. B. Nr. 68, hinſichtlich der Competenz über 
dieſe Straffülle in das Einvernehmen zu ſetzen. AMT: 


— we 
Siteratun 


„Das Strafgeſetz für den nordbeutihen Bund.“ Ein Mathgeber fir 
practiſche Criminatliſten von Dr. Hans Blum, Bitch (Schultheß) 
und Leipzig (Ste inoker) 1870. 


Hans Blum, Rechtsanwalt in Leipzig und Mitglied des nord deutſchen 
Reichstage hat ſich beeilt, einen Kommentar des im Mai l. J. dum 
deichslage angenommenen Strafgeſetzbuches für den nord 
veutſchen Bund nabſi dem Einführung sgeſetze herauszugeben. 

Es liegen uns die erſten zwei Lieferungen, welche bla zum g. 88 reichen, 
wor. Wag augenblicklich auffallt, in, daß man es hier nicht mit einem jener 
unſere juriſtiſche Ateratur leider Überſchweminenden Werke zu thun hat, welche 
zn einer leeren Wort- and Buchſtaben- Interpretation ihre Aufgabe erblicken, und 

m pofitiven Einzelnheiten überſötligt, ſich nie zur Erhrteruug des öffentlichen 
Bedlirfniſſes, von dem das Geſetz erzwungen worden ift, hinaufſchwingen können. 

Wohlthuend lritt daher die feifchere Richtung in der vorklegenden, beſonders 
geſchidt gegliederten, Arbeit hervor. Bei jedem einzelnen Paragraphen folgen dem 
Texte zwei eubriken. Die Erſte, „Geſchtch tel, führt uns vor, wie der Com. 
mniſſtongentwurf durch die Beralhungen des Reſchsrathes umfaltet wurde, und 
wir haben fomit den geſchichtlichen Werdegang des einzelnen Avtikeſs als ein 
unſchatbares Material für die Interpretation und das Berſtänpnißß des cheſehes 
ber uns. Die Zweite, „Aus leg un ge, iſt klar und lelcht faßlich, in Oppendofe 
ſcher Manier georduek, und it bei vielen. Paragraphen eine erſlaunlich ſtrenge, 
gefiubtich wiſſenſchaſtliche Unterſuchuug des Gegenſiandes anzutreffen; jo die licht. 
volle Erörterung über die Rechts. und Ehrenfolgen der Bernrifeilung (8. 31), 
über Berſuch und Tbeilnahme am Verbrechen (ß. 49 und 47), dann ingbeſon⸗ 
ders über die Ausſchtießung der freien Willensbeſimmung (8. 51). 

Dieſes Werk verdient es, empfohlen zu werden. J. v. G. 


nm 
Berordnungen, 


Aerorduung des Miniſterſums des Innern ddo. 4. Juni 1870, 3. 7410, 
at Die böhmſſche Statthhalterei betreffend die Judſcatur Dei Uebertretungen 
begangen durch Aufnahme von Gehflfen ohne Arbeitsuuch. 


Bezüglich der Frage, ob zur Jubdleatur bel Meberkretungen, begangen von 
Seite der Geiberbetreibenden durch Aufnahme von Gehilfen ohne Arbeitsbuch 
die Gerichte, beziehungsweiſe Polizeibehörden oder aber die Gewerbebehürden 
berufen fein, hat fi das Miniſterium des Innern mit dem Juſtiz⸗ und 
Hanbelsminiſterium zu dem Beſchluſſe geeiniget, daß zu dieſen Amtshandlungen 
die Gerichte, bezieſuungsweiſe bie Polizeibehörde auf Grund bes Geſeges vom 
22. Oktober 1862, R. G. Bl. Nr. 72 und der 88. 136 und 141 ber Gewerbe⸗ 
orbnung, welche Paragraphe die Zuſtändigkeit der Gerichte in den unter 
das Strafgeſeh fallenden Uebertretungen der Gewerbeordnung ausdrücklich vor⸗ 
behalten, compelent find, und daß der hier erwähnte geſetliche Standpunkt bis 


zur alfäligen Aenderung der bezogenen Bestimmungen im verfaſſungswäßigen 
Wege auch in Böhmen“) zur Gellung gebracht werde. 


Erlaß der ſteiermärkiſchen Statthal terxel vom 25. Jull 1870, Z. 1600, be⸗ 
treffend die Stempelverwendung bei Produrtlonsbewilligungen. 


Aus mehreren für das Landesgebiet ertheilten, nach ausgelaufener Gil- 
tigleit hier vorgewieſenen Productionsbewilligungen zur Ausſtellung von Sehens⸗ 
würdigkeiten, zur Abhaltung von gyinnaftischen und theatralischen Vorſtellungen, 
Muſtken, Conzerten x. gegen zahlbaren Eintritt iſt die Wahrnehmung gemacht 
worden, daß ſich die Bezurkshauptmannſchaften, Magistrate und Gemeindevor⸗ 
ſtahungen, wenn ſie den Producenten die Befugniß zu Erwerbsgeſchäften für 
den Bereich des Beſlckes oder der Gemeinde erkhoilen, rückſichtlich der Stempel: 
verwendung nicht nach Tariſpoſt 43—b—1 Anmerkung und Tarifpoſt —g des 
Gebührengeſehes in ihrem Zuſanmenhalte und nach dem erläuternden Finanz⸗ 
Miniſlerlalerlaſſe vom 25. März 1868, Z. 11380, sub. Nr. 17, pag. 68 ber 
Bellage zum Finanz⸗Verordnungsblatte 1869 benehmen, ſondern ohne eine 
Stempelverwendung auf das vorgewieſene Statthaltereidecret lediglich das 
„Geſehen auf ein ober mehrere Tage“ anfeben, 

Dieſe Art der behördlichen Amlshandlung vertritt aber kelnesswegs die 
bloße polizeiliche Meldung, sondern die im Gefehe bezeichnete örtliche Be. 
willigung, die von Falt zu Fall der Stempelgebühr von 1 fl. unterliegt, 

Eine Ausnahme genleßen nur die Drehorgelſpieler, welche bloß auf bie 
Einſaumlung freiwilllger Beiträge angewieſen ſind, daher die ihnen hiezu er: 
theilten amtlichen Bewilligungen keiner Stempelgebühr unterliegen und fie auch 
zu Folge Hofkanzleidekretes vom g. Juli 1830, Nr. 15223, und Fmanz⸗Mini⸗ 
ſtexialerlaß von 8. Juni 1856, 9. 7520715, Beilagenblatt Nr. 26, Seite 120 
1866 von ber Erwerbſteuer befreit ſind. 


Verordnung des Miniſters des Inuern bom 15. Oktober 1870, 8. 1538 , 

an alle Laudeschefs, betreffend die Prüfung von Geſellſchafts⸗ und Vereins⸗ 

eingabeu, welche auf die ſtaatliche Genehmigung eines Geſellſchaftsactes 
alizleleu. 


Die Gleſuche von Ackjen-Geſellſchaſten und andern dem Vereinsgeſetze vom 
26. November 1852 unterworſenen Vereinen um bie Genehmigung von Gtatutens 
ünderungen, ober von ſonſiigen, einer ſtaatllchen Bewilligung bebürftigen Gesel. 
ſchaflsacteu gelangen ſehr häufig zur Vorlage an das Miniſtereum des Janern, 
ohne daß zugleich die gehörigen Nachweise Über die formelle Giltigkeit der Ges 
fellfchaftsbeſchtüſſe beigebracht werden. 

Zur Berweibung der Weitläufigleiten, welche durch derlel unvollſiandige 
Vorlagen verurſacht werben, erſuche ich.... „bei den an die Landes- 
fielle gelangeuden Geſuchen um die hierortige Genehmigung von ſolchen Geſell 
ſchaſtsbeſchluſſen ſſets zunöchſt deren formelle Gitligkeit dom Standpunkte des 
Geſehes und der Statuten prttfen zu laſſen, und falls die formellen Erforderniſfe 
(namentlich vie gehörige Einberufung und die Beſchlußftgtglett der Generafver⸗ 
ſommlung, dle ſialutenmäßig erforderliche Stimmenmehrheit, daun in den Fällen 
ver Art. 214 und 245 H. Gb. B. vie gerichtliche oder notarielle Beurkundung 
det Beſchluſſes) uicht vollſtändig nadigewiefen wurden, die Ergänzung der Vor⸗ 
lagen vor der Eiubegleitung an das Miniſterlum des Innern veranlaſſen zit 
wollen. 


) Pon dort wurde ber Zweifel über die Judlcatur angeregt, Das Mini⸗ 
ſterium ſetzt alſo voraus, daß in den übrigen Kronländern kein Zweifel über 
die hier angeordnete Jubicatur beſtehe. 
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Se Majeflät haben den Director der adminiſtrativen Statiſtik, Hofrath 
Dr. Adolf Ficker, bann den mit Titel und Charakter eines Miniferiafunthes 
ausgezeichneten Scctiongrath Joſef Firebek, fomle den Sectioneraif; Vincenz 
von Erhart zu Miniſterialräthen und den mit Titel und Charakter eiues Ser⸗ 
tioneralhes ausgezeichneten Pfigiſterialſecretät Josef Krumhaar zum Sections 
vote im Miniſterium für Enllus und Unkerricht ernannt, ferner dem Secljons⸗ 
nahe biejes Minuiflerrum Alois Ritter von Hermann tarfrei den Titel und 
Charakter eines Miniſterjalrathes verliehen. 

Se. Majeſtöt haben den provif. angeſtellten Amanueuſis des k, k. Münz⸗ 
und Antitencabinetes Dr. Eruſt Hartmann Edler von Franzens h uld zun 
wirklichen Amonuenſis tarfrei eruonnt. 

Se. Majeftät haben dem Director der Thereſianiſchen Academie, Neglerungs⸗ 
za Dr Alexander Ritter von Pawlowski, den Orden der eiſernell Krone 
III. Ciaſſe verliehen. 

Se. Majeflät haben den Londesmedirlnalroth, Megierungsralh Dr. Ignoz 
Laſchon zum Statihallereiralhe II. Claſſe und Landesſonilälsreferenlen bei der 
Staltgalterei in Junsbruck, den Landesmedleinalraih Dr. Georg Meiſin ger 
zun Szallhallerefrache II. Claſſe and Saubesfanitätsreferenten dei der Stalt⸗ 
Halterer für Oberbſterveich, den Landes medieinalrach Dr. Anton fran g zum 
Statlgallereirathe IT. Claſſe und Sarvesfanitätsreferenten bei der Stat halkerei 
fl Mühren, den Landegmedicinalrath Dr. Carl Oalberger zum Regierungs“ 
rathe und Landesſaultätsreſerenten bei der Landesregierung fr Salzburg ernannt 
und dent Landes iledieinalralhe Dr. Julius Edlen von Beſt iu Graz tarfıei den 
Titel und Charakter eines Stotthaltereirothet II. Clafſe verliehen. 

Der Minifter des Innern hat die fillemifinte Stelle des Landeszkhierarztes 
ſür Steiermark dem dortigen Landesthierarzte Anton Klingan und die für 
Tirol und Vorarlberg dem boztigen Londesthierarzle Wenzel Ko pa lſchek vers 
hießen, 

Der Minifter des Innern hat pie filemifinte Stelle des Lanbesthierarztre 
für Mähren dem bisherigen Landes khierorzle Wenzel Czech verliehen. 


Erledigungen 
aus dem Amtsblatte der „Wiener Zeitung“. 


Eine prob. Förſterg⸗ und zwel Forſtwartſtellen auf der Iuſet Meleda bei 
Magna mit dem Gehalte jährlicher 500 fl., freier Wohnung und einem Gang ⸗ 
geldpauſchale von 100 fl. füt den Förſter, daun der Ae von 300 fl, filr 
den erſten und 250 fl. für den zweiten Forſtwart nebſt freſer Wohnung, bis 
35. November l. J. (Amtsblott Nr. 245, 246.) 

Stadtcaffieräftelle bei der Gemeinde Teſchen mit 800 fl. Jahresgehalt und 
die Caffacontrolorsſtelle mit 600 fl. 6. W. Jahresgehall, bis 28. Ockober l. J 
(Amtsblatt Nr. 248.) 

Poſtmeiſtersſlelle in Saubersdorf mit 100 fl. Jahresbeſtallung, 24 fl. Amts 
pauſchale und dem Jahrespauſchale von 150 fl. für vie Uulerhaltung einer täg⸗ 
lichen Fußbotenpoſt nach Wr. Meuftabt gegen Caution vol 200 fl. bis 5. Novem- 
ber l. J (Amtsblatt Nr. 248.) 

Poſimeiſtereſſeſte in Herzogenburg mit 896 fl. Jahregbeſtalluug und 48 fl. 
Amtspauſchale jährlich, gegen Caution von 400 fl, 518 6, November (. J. (Amte. 
blatt Nr. 248.) 

Controlorsſlelle beim Gorzer Poſiamle, Jahresgehalt 1000 fl., Caution im 
einjährigen Gehaltsbetrage, bis 19. November l. J. (Amtsblatt Nr. 250.) 

Woflacceffiftienfielle zweiter Clafſe, prov. im dalmakinſſche Pofſdirettions⸗ 
bezirke 500 fl Gehalt, 400 fl. Cantion, bis 10 November l. J. (Amtsblatt Nr. 250.) 

Conceptspracklkantenſtelle bei der Poſtdirektion in Innsbruck mit 400 fl. Ude 
jutum, bis 18. Movember l. J. (Amksblalt Nr. 250.) 

prop, Jugenteursfieule für die Berſehung des Haudienſſes ber griech. orient. 
Kuchen, und Pfarrgeckaden mit 1000 fl. Jahresgeholt, 720 fl. Meifepaufhafe, 
ferner für die eventuelle Beſetzung einer fiſtemiſtrien Bauadinnctenſtelle beim 
lechniſchen Departement der Bukowinger k. k. Landesregierung mit 700 fl. bis 
800 fl. bis Ende October 1, 3. (Amtsblolt Nr. 250.) 

Galculaut mit 1 fl. Taggeld für den Mechnungsbienft bei der k. k. Piganz⸗ 
virettion in Linz, bis 10. Mobemder l. J. (Aintsblalt Mv. 251.) 5 

Eouceptöptactifantenftelfe bei der Finanzprocuratur in Graz mit 400 fl. 
Adjutum Jährlich, bis 12. November 1. J. (Amtsblatt Nr. 254.) 4 

Aſſiſtenteuſtelle ſür Mathemalik am deutſchen polylechniſchen Landes luſtitute 
in Prag mit 500 ff. Reummeration jährlich, bis Eude October 1. J. (Amkoblatt 
Nr. 254.) 


Perſonglien 
nach dem amtlichen Theile der „Wiener Zeitung“. 


Se. Majeſſät haben den geheimen Rath Sigmund Grafen vou Thun 
Hohen ſte in zum Statthalter für Mähren ernannt. 

Se. Majeltät haben dem Statthalter Feldimarſchaulieutenant Cart Möring 
die erbetene Enthebung von dem Amte des Statthalters im Rüftenland bewilligt. 

Se. Mojeflät haben die Geſondtſchofts⸗Attachss Wilhelm Grafen zur Lippe, 
Audolf Grafen von Montgelas und Leopold Freiherrn von Gude nus zu 
Honorar-degationsſecretären ernannt. 

Se. Majeſtät haben dem Chef der Expedilionen der polttiſchen Section im 
Sue Miniſterium des Aenßern, Hoſſecretör Adolf Wider, dann dem 

orſſande des dortigen Nechunngedeporkements, Rechnungsraih Franz Mar⸗ 

ſchall den Titel und Rang don Megierungsräthen, dem Zoblmelſter im Zahl 
amte jenes Miniſeriums Matthäus Zindl und dem Adjuncten im dortigen 
Erpedit ber politiſchen Section Fer Grognet b’Orleans den faiſerl. Rais. 
titel, endlich dem dortamtlichen Ofſtetalen Stanislans Dare den Titel und 
Charakter eines Expeditsadjuncten, allen topfrei verliehen. 


Die Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, 
Spiegelgaſſe Nr. 17, empfiehlt ihr Lager von Werken aus 
allen Wissenschaften, übernimmt Pränumerationen auf 
alle Journale und Lieferungswerke des In- und Aus⸗ 
landes und beſorgt NMicht-Varräthiges uugehend. 

Ich richte nein Hauptangennterk auf die Beſorgung von 
Rechts- und Staatswissenschaftlicher Literatur und 
bitte mich nit Ihren Aufträgen zu beehren. 


Hochachtungsvoll 
Moritz Perles, 
Buchhandlung in Wien, Spiegelgaſſe Nr. 17. 


Druck don A. Pichler's Witwe & Sohn in Mien. 


Verlag von Macise Perles in Wien, Stadt, Spfegelgaſſe 17. 


